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P R A X I S

»Anstellungsfragen
in der Gemeinde-
gründung«

In einer Gemeindegründungsar-
beit tauchen nicht nur geistliche
Fragen auf. Auch steuer- und sozi-
alversicherungsrechtliche Fragen
werden aufgeworfen. Einerseits ist
man bemüht, Spendengelder mög-
lichst effektiv einzusetzen. Ande-
rerseits ist es natürlich selbstver-
ständlich, dass etwaige gesetzliche
Bestimmungen beachtet werden
müssen (Röm 13,7).

Dabei sind viele gesetzliche Re-
gelungen nicht nur kompliziert,
sondern auch immer wieder Verän-
derungen unterworfen. Die Infor-
mationen und Zahlen, die in die-
sem Artikel genannt werden, kön-
nen deshalb sehr schnell überholt
sein. Obendrein ist es so, dass ver-
schiedene Krankenkassen unter-
schiedlich hohe Beiträge erheben.
Es kann auch Unterschiede zwi-
schen einzelnen Bundesländern

geben. Deshalb sollte man sich
auf jeden Fall von fachkundigen
Stellen beraten und bei einer
konkreten Lohnabrechnung hel-
fen lassen.

Kostenlose Auskünfte erhält
man bei den Krankenkassen, beim
Finanzamt und bei der Berufsge-
nossenschaft. Steuerberater bera-
ten gegen ein Honorar, jedoch ist
eine Erstberatung oft kostenlos.
Um sich noch etwas mehr abzusi-
chern, und als Gedächtnisstütze,
kann man nach einem Gespräch zu
Hause eine schriftliche Notiz an-

fertigen, die den Namen des Aus-
kunftgebenden, den Zeitpunkt und
die Ergebnisse des Gesprächs ent-
hält. Zu einem ganz konkreten
Sachverhalt, der vollständig darge-
stellt sein muß, darf man beim Fi-
nanzamt auch eine kostenlose
schriftliche Auskunft erbitten.
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Im folgenden ist die Situation
des „Gemeindegründers“ beschrie-
ben. Was für ihn gilt, kann jedoch
auch auf weitere Mitarbeiter ange-
wandt werden, z.B. auf einen Mit-
arbeiter in der Jugendarbeit, oder
auf die mitarbeitende Ehefrau des
Gemeindegründers.

1. ZUWENDUNGEN OHNE

ANSTELLUNGSVERTRAG

Ein Gemeindegründer muß nicht
unbedingt angestellt werden. Er
kann von Freunden und Bekannten
auch dann (vereinzelt oder regelmä-
ßig) Zuwendungen erhalten, wenn
kein Anstellungsvertrag vorliegt.

Die Zuwendungen sind dazu ge-
dacht, die Gemeindegründung und
den Lebensunterhalt des Gemein-
degründers zu finanzieren. Lei-
stung (Zuwendung) und Gegenlei-
stung (Gemeindegründungsarbeit)
hängen also eng miteinander zu-
sammen. Der Zusammenhang bleibt
selbst dann bestehen, wenn der Be-
kannte ausdrücklich bestimmt: „Für
Sie privat“. Der Gemeindegründer
bekommt das Geld, weil er als Ge-
meindegründer tätig ist. Deshalb
sind diese Zuwendungen grund-
sätzlich als einkommensteuer-
pflichtige Einkünfte zu bewerten.
(Als „Schenkung“ im Sinne des Erb-
schaftssteuergesetzes § 7 kann man
solche Zuwendungen wohl nicht
einordnen.)

Alle Zuwendungen werden no-
tiert und dem Finanzamt gegen-
über angegeben. Dabei kann der
Teil der Zuwendungen, der für Sach-
kosten wie z.B. den Kauf von Lie-
derbüchern verwendet wurde, un-
ter Umständen abgezogen werden
bzw. bleibt unberücksichtigt. Ein-
kommensteuer fällt nur dann an,
wenn das gesamte zu versteuernde
Einkommen eines Ehepaares über
ca. 26.000,- DM im Jahr liegt. Für
eine Tätigkeit als „freiberuflicher
Prediger“ o.ä. bekommt man eine
eigene Steuernummer. Mit der
Krankenkasse ist abzuklären, ob
man möglicherweise als „schein-
selbständig“ einzustufen ist.

Unter bestimmten Umständen
muß der Freiberufler für seine Tä-
tigkeit gesonderte Kranken- und
Pflegeversicherungsbeiträge in
Höhe von ca. 400,- DM im Monat
abführen. Falls auch seine Frau be-
rufstätig ist, kann er diese Summe

aber eventuell halbie-
ren, wenn er zu einer
privaten Krankenkasse
wechselt.

Die soziale Absiche-
rung des Gemeinde-
gründers sollte jeden-
falls nicht vergessen
werden: Ist er kranken-
und pflegeversichert?
Plant er eine Alters-
vorsorge? Ist er gegen
Dienstunfälle ausrei-
chend abgesichert?
Eine freiwillige Mit-
gliedschaft in einer Be-
rufsgenossenschaft
kann empfehlenswert
sein, da sie einen Unfallschutz bie-
tet.

Übrigens gelten nicht nur Geld-
zuwendungen unter den genannten
Voraussetzungen als einkommen-
steuerpflichtige Einkünfte. Sachzu-
wendungen sind ganz ähnlich zu be-
handeln. Näheres hierzu siehe gegen
Ende dieses Artikels im Abschnitt
„Geld- und Sachgeschenke“.

2. ANSTELLUNG BEI EINEM

GEMEINNÜTZIGEN VEREIN

2.1 DER WEG ZUR ANSTELLUNG

Ein regulärer Arbeitsvertrag bei
einem Missionswerk oder einem
gemeinnützigen Verein hat gegen-
über einer freiberuflichen Tätig-
keit verschiedene Vorteile: Die so-
ziale Absicherung des Gemeinde-
gründers läßt sich leichter verwirk-
lichen. Es können Spendenbe-
scheinigungen ausgestellt werden,
die sich bei den Spendern unter
Umständen deutlich steuermin-
dernd auswirken. Ein weiterer Vor-
teil ist der, dass ein Arbeitsverhält-
nis eine relativ unkomplizierte Sa-
che ist und sich Rechtsauskünfte
hierzu leichter einholen lassen.

Als Anstellungsträger kann ein
bestehendes Missionswerk in Fra-
ge kommen, z.B. die Deutsche Ge-
meinde-Mission, Am Wasser 8, D-
36169 Rasdorf, Tel. (06651) 671.
Das Missionswerk kann die Spen-
den aus dem Freundeskreis verwal-
ten, Spendenbescheinigungen aus-
stellen und dem Gemeindegründer
aus den Spenden seines Freundes-
kreises ein Gehalt auszahlen. Man
sollte abklären, ob das Missions-

werk dem Gemeinde-
gründer gegenüber
weisungsbefugt ist
oder ob er selbständig
arbeiten darf.

Man kann jedoch
auch am Ort der Ge-
meindegründung ei-
nen eigenen gemein-
nützigen Verein grün-
den, der die Anstel-
lungsträgerschaft
übernimmt. Das be-
deutet zwar Mehrar-
beit für den Gemein-
degründer oder seine
Mitarbeiter, stärkt
aber auch das Verant-
wortungsbewußtsein

der wachsenden Gemeinde. Es ent-
steht nicht der Eindruck, dass der
Gemeindegründer von einem fer-
nen Missionswerk ein festes Gehalt
bekommt und ganz gut versorgt
ist. Vielmehr werden die Gemein-
demitglieder in den jährlichen Ver-
einssitzungen mit der finanziellen
Realität konfrontiert und können
erkennen, wie wichtig ihr eigener
Beitrag ist.

Es gibt Buchführungsprogram-
me für den Computer, mit denen
man die Einnahmen und Ausgaben
des Vereins recht einfach erfassen
kann. Die Anforderungen an die
Buchführung eines gemeinnützi-
gen Vereins sind in der Regel auch
nicht sehr hoch. Man braucht also
keine Angst vor diesen Dingen zu
haben.

Anstellungsträgerschaft und
Buchführung können zunächst
auch einem bestehenden Missions-
werk übertragen und erst nach
zwei oder drei Jahren, wenn ein ei-
gener Verein gegründet ist, selbst
übernommen werden. Zwischen
Anstellungsträger und  Gemeinde-
gründer wird ein schriftlicher Ar-
beitsvertrag geschlossen. Da das
Gehalt - aufgrund knapper Spen-
deneingänge - meistens recht nied-
rig angesetzt werden muß, emp-
fiehlt es sich möglicherweise,
gleich einen Teilzeit-Arbeitsvertrag
abzuschließen, unter Nennung der
Wochenarbeitszeit und des Stun-
denlohnes.

Niemand verbietet dem Ge-
meindegründer, soweit ihm das
möglich ist, ehrenamtlich (d.h. ko-
stenlos) noch länger zu arbeiten.
Aber eine fest vereinbarte Wochen-
arbeitszeit unter Nennung eines

»Deshalb sollte
man sich auf

jeden Fall von
fachkundigen

Stellen beraten
und bei einer

konkreten
Lohnabrech-
nung helfen

lassen.«
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(eher niedrigen) Stundenlohns
schützt den Gemeindegründer vor
überzogenen Erwartungen aus der
Gemeinde. Die Gemeinde versteht
leichter, dass der Gemeindegrün-
der die Arbeit nicht alleine bewäl-
tigen kann, und dass die ehrenamt-
liche Mitarbeit der Gemeindeglie-
der unverzichtbar ist.

Falls aus finanziellen Gründen
ein weiterer Beruf ausgeübt wer-
den muß, entsteht bei der Gemein-
de nicht so schnell der Eindruck,
die Gemeindearbeit würde nun
plötzlich vernachlässigt. Beide Ar-
beitsstellen lassen sich zeitlich ei-
nigermaßen sauber voneinander
trennen, und die Gemeinde weiß,
wieviel Arbeit sie von ihrem Ge-
meindeleiter erwarten kann – und
wieviel nicht.

Während man auf der Suche
nach diesem zweiten Job ist, kann
man sich mit einem Teilzeit-Ar-
beitsvertrag unter Umständen
„halbtags arbeitslos“ melden und
ein entsprechendes Arbeitslosen-
geld beziehen.

Für ehrenamtliche Mehrarbeit
(„unbezahlte Überstunden“) be-
steht übrigens unter Umständen
kein berufsgenossenschaftlicher Versi-
cherungsschutz. Jedoch besteht für
viele Fälle von anderer Seite ein
Versicherungsschutz, z.B. von sei-
ten der gesetzlichen Krankenversi-
cherung. Es kann sinnvoll sein, im
Arbeitsvertrag festzuhalten, für
welche Tätigkeiten oder Arbeits-
zeiten Gehalt bezahlt wird (damit
berufsgenossenschaftlicher Versiche-
rungsschutz besteht).

2.2 HOHE LOHNNEBENKOSTEN

VERBRAUCHEN SPENDENGELDER

Nehmen wir an, eine Gemeinde-
gründerfamilie hat zwei Kinder.
Ein Kind besucht die Grundschu-
le, das andere drei Stunden täglich
einen Kindergarten. Der Freundes-
kreis der Familie überweist monat-
lich durchschnittlich 2.500,- DM
auf die Konten des Anstellungsträ-
gers (z.B. Missionswerk). Nehmen
wir weiter an, dass von dieser Sum-
me 2.000,- DM für den Lebensun-
terhalt der Familie verwendet wer-
den können.

Mit diesen 2.000,- DM muß
nicht nur das Nettogehalt des Ge-
meindegründers finanziert werden,
sondern auch Krankenversiche-

rung, Pflegeversicherung, Renten-
versicherung und Arbeitslosenver-
sicherung. Dabei muß berücksich-
tigt werden, dass nicht nur der Ar-
beitnehmeranteil zu tragen ist, son-
dern auch der Arbeitgeberanteil.

Diese Sozialversicherungsbei-
träge werden vom Brutto-Lohn be-
rechnet: Insgesamt 13,9 % der
Brutto-Lohnhöhe steht der Kran-
kenkasse zu (je nach Krankenkasse
auch mehr oder weniger), 1,7 %
fließt in die Pflegeversicherung,
derzeit 19,5 % in die Rentenversi-
cherung und 6,5 % in die Arbeits-
losenversicherung. Mit dem Brut-
to-Lohn steigen also immer auch
die Sozialabgaben. Die insgesamt
41,6 % werden der Krankenkasse
überwiesen, die die Weitervertei-
lung übernimmt. Dort erhält man
auch eine kostenlose Beitragstabel-

le, aus der man die einzelnen Sum-
men ablesen kann.

Lohnsteuer ist in vielen Fällen
keine zu entrichten, da sich die
Höhe des Gehaltes an den einge-
henden Spenden orientieren muß
und daher nicht allzu hoch ist. So
auch in unserem Beispiel.

Der Arbeitgeber ist gesetzlich
verpflichtet, seine Arbeitnehmer
berufsgenossenschaftlich zu versi-
chern. Ereignet sich z.B. auf einer
Dienstfahrt ein Autounfall, so
kommt die Berufsgenossenschaft
in der Regel für Rehabilitations-
maßnahmen auf. Ansprechpartner
ist die Verwaltungs-Berufsgenos-
senschaft, D-22281 Hamburg, Tel.
040/5146-2940. Der Genossen-
schafts-Beitrag richtet sich nach

den Brutto-Lohnsummen und
nach berufsspezifischen Gefahr-
klassen. Im Gemeindegründungs-
bereich muß der Arbeitgeber einen
Beitrag in Höhe von ungefähr 0,65
% aller Brutto-Löhne entrichten,
mindestens jedoch insgesamt ca.
200,- DM im Jahr.

Falls die Gemeinde gerade Bau-
maßnahmen durchführt, ist natür-
lich eine höhere Gefahrklasse ge-
geben. Deshalb meldet man diese
Arbeiten vor Beginn an und erhält
dann nähere Informationen. Ach-
tung: Auch Personen, die ohne
Entgelt beim Umbau mithelfen
(z.B. Gemeindemitglieder), müs-
sen berufsgenossenschaftlich versi-
chert werden!

Bei der folgenden Gehaltsbe-
rechnung wird deutlich, wie teuer

(bzw. wertvoll!) die soziale Absi-
cherung eines Mitarbeiters ist.

Nur 65,3 %65,3 %65,3 %65,3 %65,3 % der für das Gehalt
eingesetzten Spenden können
dem Gemeindegründer ausgezahlt
werden!

2.3 SENKUNG DER

LOHNNEBENKOSTEN MIT HILFE

GERINGFÜGIGER BESCHÄFTIGUNG

Dieser Prozentsatz läßt sich
deutlich anheben. Dabei sind un-
sere Motive nicht die, den wichti-
gen Aufgaben der Sozialversiche-
rungen oder des Staates Finanzen
zu entziehen. Vielmehr geht es dar-
um, eine Gemeindeaufbauarbeit zu
fördern bzw. überhaupt erst zu er-
möglichen. Langfristig kann eine
gelungene Gemeindeaufbauarbeit
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»Die Lohnne-
benkosten las-
sen sich deut-

lich senken,
wenn die Ehe-
frau als gering-
fügig Beschäf-
tigte angestellt

wird.«

für Staat und Sozial-
versicherungen von
großem Nutzen sein,
da Menschen grundle-
gend verändert wer-
den: Wer sich für ein
konsequentes Leben
mit Gott entscheidet,
hinterzieht keine Steu-
ern, zeigt ein höheres
Verantwortungsbe-
wußtsein für seine Ge-
sundheit und kann
vielleicht verhindern,
dass seine Familie zer-
bricht und ein Teil da-
von auf öffentliche Un-
terstützung angewiesen ist.

Die Lohnnebenkosten lassen
sich deutlich senken, wenn die
Ehefrau als geringfügig Beschäftig-
te angestellt wird. Nach der neuen
Gesetzesänderung können ihr bis
zu 630,- DM ausgezahlt werden,
wobei der Arbeitgeber zusätzlich 22
% dieses Betrages an Sozialversi-
cherungen (Kranken- und Renten-
versicherung) abführen muß.

In unserer Modellfamilie wer-
den die zur Verfügung stehenden
2.000,- DM also folgendermaßen
aufgeteilt: Die Ehefrau erhält 630,-
DM ausgezahlt, dafür muß der Ar-
beitgeber zusätzliche 138,60 DM
Sozialversicherungsbeiträge bezah-
len und ca. 4,10 DM für die Be-
rufsgenossenschaft einplanen. Es
stehen also noch 1.227,30 DM für
den Gemeindegründer zur Verfü-
gung. Davon läßt sich - nach Ab-
zug der Berufsgenossenschaft und
der Arbeitgeberanteile - ein Brut-
togehalt von ca. 1.010,- DM errech-
nen. Nach Abzug der Arbeitneh-
meranteile kann ein Netto-Gehalt
von 799,84 DM ausbezahlt werden.

Der Familie werden nun also
insgesamt 1.429,83 DM1.429,83 DM1.429,83 DM1.429,83 DM1.429,83 DM ausgezahlt,
das sind immerhin ca. 71,5 %71,5 %71,5 %71,5 %71,5 % der
dafür verwendeten Spendengelder.
Gegenüber dem ersten Rechenmo-
dell, bei dem nur der Mann ange-
stellt war, stehen der Familie nun
124,82 DM124,82 DM124,82 DM124,82 DM124,82 DM mehr zur Verfügung.

Verschiedene Voraussetzungen
müssen aber beachtet werden: Die
geringfügig Beschäftigte darf nicht
mehr als 630,- DM im Monat ver-
dienen, die wöchentliche Arbeits-
zeit muß unter 15 Stunden liegen
und der Stundenlohn sollte in man-
chen Fällen maximal 22,- DM be-
tragen. Die im Arbeitsvertrag ver-
einbarten Zahlen müssen diesen

Voraussetzungen
Rechnung tragen. Der
630-DM-Job muß auf
der Lohnsteuerkarte
vermerkt werden.

Außerdem darf die
Frau keine weiteren
Einkünfte haben, da
sonst zusätzlich
Lohnsteuern anfallen
und andere Kompli-
kationen eintreten.
Man sollte also genau
überlegen, ob sie wei-
tere Einkünfte aus
selbständiger Arbeit,
Vermietung, Kapital-

vermögen oder aus anderen Quel-
len hat. Erfreulich ist, dass steuer-
freie Einkünfte in vielen Fällen
nicht berücksichtigt werden müs-
sen. Bei Zinseinkünften gilt zur
Zeit ein sehr hoher Freibetrag von
6.000,- DM. Beim Finanzamt er-
hält man die Bescheinigung, daß
keine weiteren positiven Einkünfte
vorliegen. Diese Bescheinigung
muß dem Arbeitgeber unbedingt
vorgelegt werden.

Vorsicht: Weitere Einkünfte ent-
stehen unter Umständen, wenn die
Frau von einem Bekannten 100,-
DM geschenkt bekommt. Wenn sie
diese 100 DM bekommt, weil sie in
der Gemeindegründungsarbeit tä-
tig ist, dann besteht ein enger Zu-
sammenhang zwischen ihrer Mit-
arbeit in der Gemeindegründung
und der Gabe. Die Gabe zählt also
möglicherweise zu den einkom-
mensteuerpflichtigen Einkünften,
wie sie am Anfang dieses Artikels
erwähnt wurden. Auf der sicheren
Seite ist man, wenn man die 100,-
DM der Gemeindekasse bzw. der
Kasse des Anstellungsträgers zu-
führt. (Auf diese Verwendung kann
man den Bekannten ja hinweisen.)
Dort kann die Gabe helfen, das
Gehalt der Gemeindegründerfami-
lie zu finanzieren. Dieser Umweg
ist wichtig, da die 630-DM-Frau
weitere einkommensteuerpflichti-
ge Einkünfte vermeiden muß.

630-DM-Kräfte haben übrigens
die Möglichkeit, mit einem freiwil-
ligen Zusatzbeitrag volle Leistungs-
ansprüche in der Rentenversiche-
rung zu erwerben. Dazu sind mo-
natlich zur Zeit 47,25 DM nötig.
Das kann sich z.B. dann lohnen,
wenn die Beschäftigte noch An-
wartschaftszeiten für die Renten-
versicherung vollmachen möchte.

Ein Spezialfall der geringfügi-
gen Beschäftigung ist der Aushilfs-
job. Wenn der Aushilfsjob nicht
berufsmäßig ausgeübt wird und
höchstens zwei Monate lang oder
50 Arbeitstage im Jahr, dann müs-
sen unter Umständen keinerlei So-
zialabgaben, und auch keine Lohn-
steuer abgeführt werden.

2.4 SOZIALVERSICHERUNGSFREIE

LOHNBESTANDTEILE

Die Lohnnebenkosten können
auch dadurch gesenkt werden, dass
der Arbeitgeber sozialversicherungs-
freie Lohnbestandteile ausweist.

2.4.1 KINDERGARTENZUSCHUß

Lohnsteuer- und sozialversiche-
rungsfrei kann der Arbeitgeber
dem Arbeitnehmer einen Kinder-
gartenzuschuß gewähren. Jedoch
sollte die Kindergartenzeit die Ar-
beitszeit vielleicht nicht über-
schreiten. Sind im Arbeitsvertrag
der Frau z.B. 12 Wochenarbeits-
stunden für den 630-DM-Job vor-
gesehen, das Kind aber 15 Stunden
pro Woche im Kindergarten, so be-
rücksichtigt man sicherheitshalber
nur die anteilige Kindergartenge-
bühr. Nehmen wir einen Kinder-
gartenbeitrag von insgesamt 100,-
DM (für 15 Stunden) an, dann
kann auf alle Fälle ein Zuschuß
von 80,- DM (für 12 Stunden) ab-
gabenfrei gewährt werden.

Steht das Kindergartenkind kurz
vor der Einschulung oder ist schon
sechs Jahre alt, so sollte man sich
über die genauen Regeln erkundi-
gen. Beispielsweise kann es sein,
dass unmittelbar vor der Einschu-
lung, nämlich ab Ende Juli, der Zu-
schuß sozialabgabenpflichtig wird.

Der Arbeitnehmerin kann also
netto 710,- DM ausgezahlt werden,
ohne dass zusätzliche Sozialversi-
cherungsbeiträge anfallen. Die Ori-
ginalrechnung vom Kindergarten
wird zu den Buchführungsunterla-
gen des Arbeitgebers genommen.

2.4.2 GEBURTSBEIHILFE

Bekommt der Gemeindegründer
Nachwuchs (oder heiratet er), dann
können abgabenfrei 700,- DM je
freudigem Ereignis ausbezahlt
werden. Das Geld muß innerhalb
von drei Monaten vor oder nach
dem Ereignis fließen.
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Wenn ein solches Ereignis ins
Haus steht, kann man überlegen,
ob man eine eventuell mögliche
Gehaltserhöhung hinauszögert und
sich statt dessen die sozialabgaben-
freie Geburtsbeihilfe auszahlen läßt.

2.4.3 WEITERE LOHNSTEUER- UND

SOZIALVERSICHERUNGSFREIE

ZUSCHÜSSE

Auch Sonntags-, Feiertags- und
Nachtarbeitszuschläge sind unter
bestimmten Umständen weder so-
zialversicherungspflichtig noch
lohnsteuerpflichtig. Als „Nachtar-
beit“ begünstigt ist die Zeit zwi-
schen 20 Uhr und 6 Uhr. In der
Praxis ist die Sache aus verschie-
denen Gründen nicht ganz un-
kompliziert: So sollte bzw. muß
die Gewährung solcher Zuschläge
im Arbeitsvertrag geregelt sein,
und es muß Buch ge-
führt werden über die
tatsächlich geleistete
Sonntags-, Feiertags-
und Nachtarbeit.

Es gibt noch eine
ganze Reihe anderer
lohnsteuer- und sozial-
versicherungsfreier Zu-
schüsse, die der Arbeit-
geber unter bestimm-
ten Umständen auszah-
len kann, beispielswei-
se Erholungsbeihilfen
bei Berufskrankheit
oder bei einer Kur,
Fahrtkostenersatz zwi-
schen Wohnung und
Arbeitsstätte, und Arbeitgeberzu-
schüsse zum Krankengeld und
zum Mutterschaftsgeld. Sozialver-
sicherungsfrei bleiben unter Um-
ständen auch Ausbildungsbeihil-
fen. Das eine oder andere kann in
bestimmten Situationen interes-
sant sein.

2.4.4 ERSATZ VON AUSLAGEN

Unter Beachtung bestimmter
Regeln können Fahrtkosten und
Telefonkosten direkt vom Spen-
denkonto beglichen werden. Auch
weitere Sachkosten wie zum Bei-
spiel der Kaufpreis von Liederbü-
chern und Umbaukosten für Ge-
meinderäume sollten vom Spen-
denkonto getragen werden. Eine
lohnsteuer- und sozialabgabenfreie
Erstattung solcher Aufwendungen
ist möglich, wenn sie nur im Inter-

esse des Arbeitgebers gemacht
wurden (ohne eigenes Interesse des
Arbeitnehmers).

Ein Rechenbeispiel verdeut-
licht, warum sich der Auslagener-
satz auch bei kleinen Beträgen
lohnt. Angenommen die Anschaf-
fung eines Liederbuchs für die Ge-
meinde kostet 20 DM. Wird die
Summe direkt vom Spendenkonto
überwiesen, so kostet dieses Buch
die Spender wirklich nur 20 DM.
Wird das Liederbuch jedoch vom
Gemeindegründer privat bezahlt -
also von seinem Nettogehalt - so
kostet es die Spender 20,- DM zu-
züglich der anteiligen Arbeitgeber-
und Arbeitnehmeranteile der Sozi-
alversicherungen auf diese 20,-
DM. Bei einem Lohnnebenkosten-
anteil von beispielsweise 32 %
würde das bedeuten, dass in die-
sem Fall insgesamt 29,41 DM an

Spendengeldern not-
wendig sind, um die-
ses Buch zu kaufen.

Das Buch ist so
teuer, weil es -
scherzhaft ausge-
drückt - kranken-
und rentenversichert
worden ist. Die Zu-
satzkosten können
vermieden werden,
wenn man konse-
quent Belege und
Quittungen sammelt
und solche Kosten
direkt vom Spenden-
konto abzieht.

Dies gilt nicht nur
für Bücher, sondern auch für viele
andere Sachkosten, Fahrt- und Te-
lefonkosten usw. Kommt hier mo-
natlich eine Summe von z.B. 300,-
DM zusammen, so kann man bei
Abrechnung über das Spendenkon-
to schon rund 140,- DM an Spen-
dengeldern sparen. Man sollte so
oft wie möglich das Spendenkonto
direkt belasten und möglichst sel-
ten den kostenintensiven Umweg
über das Nettogehalt wählen.

Der Gemeindegründer verauslagt
solche Kosten und läßt sie sich spä-
ter erstatten (z. B. dann, wenn genü-
gend Geld auf dem Spendenkonto
vorhanden ist). Der Rechtsanspruch
gegenüber dem Arbeitgeber verjährt
normalerweise nach zwei bis drei
Jahren (BGB §196+201f.). Jedoch
strebt man eine zeitnahe Erstattung
an, da das Finanzamt sonst mögli-
cherweise keinen zeitlichen Zusam-

menhang mehr zwischen Auslagen
und Erstattung erkennen kann und
einen Mißbrauch unterstellt.

2.4.5 ERSTATTUNG VON

UMZUGSKOSTEN

Wenn ein Umzug beruflich ver-
anlaßt ist, dann kann der Arbeitge-
ber seinem Arbeitnehmer die Ko-
sten unter bestimmten Umständen
lohnsteuerfrei und sozialabgaben-
frei ersetzen. Dies ist z.B. der Fall,
wenn ein Anstellungsvertrag mit
einem Missionswerk geschlossen
wird, der Umzug an den Ort der
Gemeindegründung aber noch be-
vorsteht.

Am einfachsten ist es, wenn die
Umzugskosten vom Gemeinde-
gründer vorgestreckt und später ge-
gen Originalbelege erstattet werden.
Wenn das Spendenkonto nicht so
gut gefüllt ist, kann die Erstattung
auch in Teilbeträgen erfolgen. Am
besten hält man dies schriftlich fest
und nimmt diese Vereinbarung zu
den Gehaltabrechnungsunterlagen
des Anstellungsträgers. Auch hier
sollte die Erstattung möglichst zeit-
nah erfolgen.

Da es sich bei tatsächlichen Ge-
samt-Umzugskosten meistens um
einen vier- bis fünfstelligen Betrag
handelt, können hier große Summen
an Spendengeldern gespart werden.
Kostet ein Umzug beispielsweise
5.000,- DM, so kann diese Summe
dem Gemeindegründer ohne jede
Abzüge überwiesen werden. Benutzt
man das Geld jedoch dazu, sein Ge-
halt zu erhöhen, so kommen von
den 5.000,- DM bei ihm nur noch ca.
3.400,- DM an (bei einem Lohnne-
benkostenanteil von 32 %).

Wer sich über das Umzugsko-
stengesetz informiert, hat also
schnell über 1.000,- DM gespart.
Er darf auch manch schöne Über-
raschung erleben. So gehören zu
den Umzugskosten nämlich unter
Umständen auch: Reisen zur Be-
sichtigung einer Wohnung, Miet-
entschädigungen für die alte und
neue Wohnung, Vermittlungsge-
bühren für die neue Wohnung,
umzugsbedingter Nachhilfeunter-
richt für die Kinder, Vorhänge, ein
neuer Herd, Erweitern von Elek-
tro- oder Gasleitungen, Ab- und
Anmeldekosten des Telefons, Um-
schreiben von Kraftfahrzeugen
und Schönheitsreparaturen in der
alten Wohnung (wenn vom Miet-

»Das Buch ist
so teuer, weil es

– scherzhaft
ausgedrückt –
kranken- und

rentenversichert
worden ist.«
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vertrag gefordert). Im Umzugsfall
sollte man also fleißig Quittungen
sammeln. Darüber hinaus gibt es
eine zusätzliche Pauschalvergü-
tung für sonstige Umzugsauslagen,
die für unsere Modellfamilie bei
ca. 2.800,- DM liegt.

Umzugskosten könnten statt
dessen auch bei der Einkommen-
steuererklärung geltend gemacht
werden. Aufgrund der eher be-
scheidenen Einkommensverhält-
nisse von Gemeindegründern wäre
der dabei erzielte Steuerspareffekt
jedoch in vielen Fällen gleich Null.

2.4.6 GEHALTSUMWANDLUNG

Vorsichtig muß man sein, wenn
man nun seine bisherige Lohnab-
rechnung korrigieren möchte: Zu-
wendungen des Arbeitgebers wie
z.B. Kindergartenzuschüsse sind
nämlich nur dann lohnsteuer- und
sozialabgabenfrei, wenn sie zusätz-
lich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn erbracht werden! Nicht
erlaubt ist es also, Teile des sozi-
alabgabenpflichtigen Arbeits-
lohns in sozialabgabenfreie Son-
derzuwendungen umzuwandeln.

Auf der sicheren Seite bewegt
sich der Arbeitgeber jedoch,
wenn er anstelle einer Gehaltserhö-
hung einen sozialabgabenfreien
Zuschuß gewährt. (Zur Erhöhung
darf der Arbeitgeber aber nicht
ohnehin verpflichtet sein.) Eine
andere Möglichkeit besteht dar-
in, regelmäßige Zuschüsse gleich
von Anfang an, also vom Beginn
des Arbeitsverhältnisses an aus-
zubezahlen.

2.5 BEISPIEL EINER

GEHALTSABRECHNUNG

2.5.1 FESTLEGUNG DES

MONATLICHEN GESAMTBETRAGS

Man fängt damit an, dass man
abschätzt, welchen monatlichen Be-
trag man in Zukunft für den eige-
nen Lebensunterhalt vom Spenden-
konto abzweigen kann. Dabei ist es
natürlich von Vorteil, wenn man
diesen Betrag nicht dauernd ändern
muß, z.B. aufgrund der berüchtig-
ten Spendenflaute im „Sommer-
loch“. Denn jede Betragsänderung
erzwingt eine erneute Lohnberech-
nung, was mit Arbeit verbunden ist.
- Manche Schwankungen im Spen-

denaufkommen
kann man aber
dadurch aus-
gleichen, dass
man Auslagen
für Telefonge-
bühren und
Fahrtkosten
zwar sorgfältig
schriftlich fest-
hält, aber nur
dann vom
Spendenkonto
abzieht, wenn
dort auch genü-
gend Geld be-
reitliegt. In un-
serem Beispiel
beträgt die für
das Gehalt mo-
natlich zur Ver-
fügung stehen-
de Summe
2.000,- DM.

2.5.2
EINKOMMEN

DER FRAU

Im nächsten
Schritt wird
das Einkom-
men der Frau
bestimmt. Wir
übernehmen dazu das oben schon
durchgeführte Rechenmodell 630-
DM-Job mit Kindergartenzuschuß
(Muster Gehaltsabrechnung: Nadi-
ne Gehvoran – siehe oben).

Zusätzlich zu dem Nettogehalt
muß der Arbeitgeber 138,60 DM
an die Kranken- und Rentenversi-
cherung überweisen und ca. 4,10
DM für die Berufsgenossenschaft
einplanen. Insgesamt muß der An-
stellungsträger 852,70 DM für den
630-DM-Job und den Kindergar-
tenzuschuß aufbringen.

2.5.3 EINKOMMEN DES MANNES

Von den monatlich zur Verfü-
gung stehenden 2.000,- DM blei-
ben also noch 1.147,30 DM übrig.

Nehmen wir an, der Gemeinde-
gründer ist erst vor kurzem an sei-
nen neuen Wirkungsort gezogen.
Die Umzugskosten übernimmt zu
einem großen Teil der Anstellungs-
träger. Man ist sich einig, dass dies
in mehreren Teilbeträgen ge-
schieht, nach Möglichkeit in Höhe
von jeweils 300,- DM. Dadurch re-
duziert sich die Ausgangssumme

für die Gehaltsberechnung noch-
mals und erreicht eine Höhe von
847,30 DM.

Bei einem Sozialversicherungs-
anteil von insgesamt 41,6 % des
Brutto-Gehaltes und einem Be-
rufsgenossenschaftsbeitrag von
0,65 % des Brutto-Gehaltes be-
stimmt man das Brutto-Gehalt in
folgenden Schritten: Zunächst ad-
diert man den Berufsgenossen-
schaftsbeitrag, die Hälfte des Sozi-
alversicherungsanteils (= Arbeit-
geberanteil) und die Zahl Hundert:
0,65 + 20,8 + 100 = 121,45.  Dann
rechnet man weiter: 847,30 DM
mal 100 geteilt durch 121,45 =
697,65 DM.

Nach Abzug des Arbeitgeberan-
teils an den Sozialversicherungen
und nach Berücksichtigung des
Berufsgenossenschaftbeitrags
kann also ein Bruttogehalt von
697,65 DM bestimmt werden. Aus
der folgenden Gehaltsabrechnung
wird deutlich, daß nach Abzug
der Arbeitnehmeranteile ein Net-
to-Gehalt von 553,01 DM übrig
bleibt. Zusätzlich werden sozial-
abgabenfrei 300,- DM Umzugsko-
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sten erstattet.
Bei dieser Gehaltsabrechnung

verbleiben der Familie also 853,01
DM + 710,- DM = 1.563,01 DM1.563,01 DM1.563,01 DM1.563,01 DM1.563,01 DM,
das sind 78,2 %78,2 %78,2 %78,2 %78,2 % der für den Lebens-
unterhalt eingesetzten Spendengel-
der. Gegenüber dem ersten Abrech-
nungsmodell, bei dem nur der
Mann angestellt ist, hat die Familie
258,258,258,258,258,----- DM mehr DM mehr DM mehr DM mehr DM mehr zur Verfügung!

Läßt man sich berufsbedingte
Auslagen wie Sachkosten und Tele-
fonkosten direkt vom Spendenkon-
to erstatten, so stehen die 1.563,01
DM fast ausschließlich für den pri-
vaten Lebensunterhalt der Familie
zur Verfügung.

1.560,- DM ist zunächst eine
recht niedrige Summe. Dabei bleibt
es aber nicht, wenn man verschie-
dene öffentliche Hilfen in An-
spruch nehmen kann, wie zum Bei-
spiel Kindergeld, eventuell Bundes-
erziehungsgeld und Landeserzie-
hungsgeld, Wohngeld, usw. Unter be-
stimmten Umständen könnten
2.500,- DM Spendeneingänge also
schon ausreichen, um eine vollzeit-
liche Gemeindegründungsarbeit zu

finanzieren.
Bei der In-

anspruchnah-
me öffentlicher
Gelder und
Vergünstigun-
gen sollte man
keine falschen
Hemmungen
haben. Die Ar-
beit eines Ge-
meindegrün-
ders bringt
zahlreiche Vor-
teile für das
Gemeinwesen
mit sich. Und
außerdem ent-
lastet man
auch den Ar-
beitsmarkt,
wenn man kei-
ne anderweiti-
ge Arbeitsstelle
in Anspruch
nehmen muß.

2.6 MINDEST-
BEITRAG

BERUFSGENOS-
SENSCHAFT

Mit allen
Gehaltabrechnungsmodellen, die
in diesem Artikel aufgeführt wer-
den, wird der Mindestbeitrag der
Berufsgenossenschaft nicht er-
reicht. Sofern der Arbeitgeber
nicht noch für weitere Arbeitneh-
mer Beträge entrichtet, muß er
möglicherweise den Mindestbei-
trag von jährlich ca. 200,- DM ent-
richten. Das sind für ihn geringe
Mehrkosten von ca. 90,- DM pro
Jahr (= 7,50 DM im Monat), die in
den oben durchgeführten Abrech-
nungsmodellen noch berücksich-
tigt werden müßten.

3. GELD- UND

SACHGESCHENKE

Geldgeschenke sind in der Re-
gel als einkommensteuerpflichtige
Einkünfte zu behandeln (siehe An-
fang des Artikels). Oder aber - was
vielleicht einfacher ist - man führt
diese Gelder der Gemeindekasse
bzw. der Kasse des Anstellungsträ-
gers zu. Dann hilft die Summe
mit, das Gehalt des Gemeinde-
gründers zu finanzieren. Außer-

dem kann eine Spendenbescheini-
gung ausgestellt werden.

Hin und wieder bekommt der
Gemeindegründer auch Sachge-
schenke, z.B. einen Sack Kartof-
feln oder ein altes Kopiergerät.
In der Regel wird man solche
Geschenke bekommen, weil man
ein Gemeindegründer ist. Der
Zusammenhang zwischen Lei-
stung (Sachgeschenk) und Ge-
genleistung (Gemeindegrün-
dungsarbeit) ist also auch hier
gegeben. Deshalb sind solche
Sachgeschenke ebenso wie Geld-
geschenke als einkommenssteu-
erpflichtige Einkünfte zu behan-
deln und dem Finanzamt gegen-
über mit ihrem tatsächlichen
Wert aufzulisten.

Hin und wieder kann es sinn-
voll sein, mit dem Schenkenden
zu vereinbaren, dass das Ge-
schenk, z.B. ein Kopiergerät, in
das Eigentum des Anstellungsträ-
gers übergeht. Dann kann auch
eine Spendenbestätigung ausge-
stellt werden.

Übrigens ist es unter bestimm-
ten Umständen möglich, dass der
Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer
zu bestimmten Anlässen, z.B. Ge-
burtstag, ein Sachgeschenk im
Wert von jeweils bis zu 60,- DM
lohnsteuer- und sozialabgabenfrei
überreicht.

Auch über Sachgeschenke aus
dem Freundeskreis sollte man also
eine Liste führen und sie dem Fi-
nanzamt vorlegen. Dies gilt auch
für Geschenke, bei deren Überrei-
chung beispielsweise gesagt wird
„für Euch privat“ oder „für Eure
Kinder“. Mit Geld- und Sachge-
schenken sollte man besonders
dann sehr vorsichtig umgehen,
wenn ein Ehepartner als 630-DM-
Kraft eingestellt ist; denn es könn-
te Komplikationen und Nachzah-
lungen auslösen, wenn die Liste
für diesen Ehepartner noch weitere
einkommenssteuerpflichtige Ein-
künfte ausweist.

Aber nicht alle Geld- und Sach-
zuwendungen sind einkommens-
steuerpflichtige Einkünfte. Wenn
der Gemeindegründer beispiels-
weise von seinen Eltern zum Ge-
burtstag ein Geschenk bekommt,
dann besteht meistens kein Zu-
sammenhang zwischen Leistung
(Geschenk) und Gegenleistung
(seine Tätigkeit als Gemeinde-
gründer). Er hätte das Geschenk
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auch dann bekommen, wenn er
statt dessen ein wohlhabender
Rechtsanwalt wäre.

Die Unterscheidung ist nicht
immer einfach, und oft eine Gewis-
sensfrage: Geld- und Sachgeschen-
ke, die man auch dann bekommen
hätte, wenn man nicht in der be-
sonderen Lage als Gemeindegrün-
der wäre, darf man als Schenkung
betrachten. Alle Geld-
und Sachzuwendungen
aber, die direkt oder
indirekt im Zusam-
menhang mit der Tä-
tigkeit als Gemeinde-
gründer stehen, sollte
man als einkommen-
steuerpflichtige Ein-
künfte werten.

Übrigens fallen
auch bei Schenkungen
Steuern an, wenn be-
stimmte Freibeträge
überschritten werden.
Wenn keine familiäre
oder verwandschaftli-
che Beziehung besteht,
sind seit 1996 aber bis
zu 10.000,- DM inner-
halb von zehn Jahren
steuerfrei.

4. MITARBEIT

AUF HONORARBASIS

Eine interessante Möglichkeit,
die Lohnnebenkosten zu reduzie-
ren, gibt es für einen selbständigen
Gewerbetreibenden oder Freibe-
rufler. Wenn er sich vom Finanz-
amt eine Steuernummer als „frei-
beruflicher Prediger“ o.ä. zuteilen
läßt, kann er auf Honorarbasis für
das Missionswerk bzw. den Anstel-
lungsträger arbeiten. Er stellt für
seine Dienste jeden Monat eine
Rechnung aus (ohne Mehrwert-
steuer), und bekommt das Geld
ohne jede Abzüge vom Spenden-
konto überwiesen. Die soziale Ab-
sicherung wie z.B. Krankenkasse,
Unfallschutz, Altersvorsorge, usw.
muß der Selbständige zwar selbst
finanzieren, aber wenn er auch in
einem anderen Beruf selbständig
ist, hat er diese Absicherung wahr-
scheinlich im großen und ganzen
schon verwirklicht.

Jedoch sollte zuvor abgeklärt
werden, ob dies in dem konkreten
Fall möglicherweise als Schein-

selbständigkeit zu bewerten wäre.
Übrigens kann der freiberufli-

che Prediger durch einen Wechsel
in eine private Krankenversiche-
rung seine Beiträge möglicherwei-
se halbieren, sofern auch seine
Frau berufstätig ist und ebenfalls
Krankenkassenbeiträge abführt.

5. NACHTEILE DER

OPTIMIERUNG

5.1 ALTERS-
VERSORGUNG

Man sollte sich
bewußt sein, dass
eine Absenkung der
Lohnnebenkosten
Nachteile haben
kann: Das Arbeitslo-
sengeld fällt niedri-
ger aus, falls der An-
stellungsträger auf-
grund von akutem
Spendenmangel zu
einer Kündigung ge-
zwungen wäre. Und
die spätere Rente
wird (zumindest
nach dem heutigen
Rentenmodell) sehr

niedrig ausfallen.
Aber als Gemeindegründer

hofft man ja darauf, dass eine
wachsende Gemeinde entsteht.
Und eine wachsende Gemeinde
verfügt in der Regel auch über
eine zunehmende Finanzkraft. So
wird der Gemeindegründer in
den Aufbaujahren vielleicht man-
che Einschränkung hinnehmen
in der Hoffnung, dass in späteren
Jahren eine angemessenere Be-
zahlung seiner Anstrengungen
möglich ist.

Möglicherweise kommt der
Herr Jesus Christus in den näch-
sten Jahren wieder. Möglicher-
weise aber auch noch nicht! Und
deshalb hat auch ein Gemeinde-
gründer ein Recht darauf, früher
oder später eine Altersversorgung
aufzubauen - und darin sollte er
von seiner Gemeinde unterstützt
werden.

Als Ergänzung zur gesetzlichen
Rentenversicherung sollte der
Aufbau einer privaten Altersver-
sorgung ins Auge gefaßt werden.
Schon früh sollte einmal eine Be-
rufsunfähigkeitsversicherung in
Erwägung gezogen werden: Sie
hilft, wenn man aufgrund von

Krankheit oder Unfall keiner Ar-
beit mehr nachgehen kann. Fra-
gen der sozialen Absicherung kön-
nen mit konzernunabhängigen
Versicherungsmaklern durchge-
sprochen werden, z. B. mit den
bundesweit vertretenen Mitarbei-
tern von plansecur, Tel.: (05 61)
93 55-0.

5.2 ZUSÄTZLICHER

ARBEITSAUFWAND

Ein weiterer Nachteil ist der zu-
sätzliche Arbeitsaufwand: Aus-
künfte einholen und die erste Ge-
haltsabrechnung zusammen zim-
mern kann etwas kompliziert sein.

Wie weit man die Sparsamkeit
treibt, hängt sicher auch davon ab,
was knapper ist: Geld oder Zeit.
Wenn die Gemeindegründung mit
großen Schritten voranschreitet
und den vollen Arbeitseinsatz for-
dert, und man gleichzeitig auf
Dauer ausreichend finanzielle Mit-
tel zur Verfügung hat, so wird man
die Gehaltsabrechnung vielleicht
nicht bis zum letzten Detail aus-
reizen.

Ist dagegen das Geld noch
knapper als die Zeit, dann sollte
man sich für Lohnabrechnungs-
fragen bewußt eine ganze Woche
Zeit nehmen: Man wird davon für
mehrere Jahre profitieren! Selbst
eine kostenpflichtige Beratung
bei einem versierten Steuerbera-
ter macht sich in der Regel
schnell wieder bezahlt. Und bei
Krankenkassen und beim Finanz-
amt kann man sich sogar kosten-
los erkundigen.

6. SCHLUSSBEMERKUNGEN

Die Informationen in diesem
Artikel wurden mit Sorgfalt zu-
sammengetragen. Trotzdem kann
keine Gewähr für sie übernommen
werden! Zudem unterliegen gesetz-
liche Bestimmungen immer wieder
Veränderungen. Deshalb sei noch-
mals auf die verschiedenen Bera-
tungsmöglichkeiten verwiesen.

AAAAAuf jeden Fuf jeden Fuf jeden Fuf jeden Fuf jeden Fall gilt: Wall gilt: Wall gilt: Wall gilt: Wall gilt: Wer sich be-er sich be-er sich be-er sich be-er sich be-
wußt mit Gehaltsabrechnungsfra-wußt mit Gehaltsabrechnungsfra-wußt mit Gehaltsabrechnungsfra-wußt mit Gehaltsabrechnungsfra-wußt mit Gehaltsabrechnungsfra-
gen beschäftigt, kann sehr hohegen beschäftigt, kann sehr hohegen beschäftigt, kann sehr hohegen beschäftigt, kann sehr hohegen beschäftigt, kann sehr hohe
Einsparungen erzielen!Einsparungen erzielen!Einsparungen erzielen!Einsparungen erzielen!Einsparungen erzielen!

»Als Ergän-
zung zur ge-

setzlichen Ren-
tenversicherung

sollte der Auf-
bau einer priva-

ten Altersver-
sorgung ins

Auge gefaßt
werden.«


